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Raumordnung und Landesentwicklung sind Begriffe, die der eine oder 
andere vielleicht des Öfteren schon gehört, sich aber zugleich gefragt 
hat – was ist Raumordnung eigentlich?

Wir werden häufig mit räumlichen Veränderungen konfrontiert. Da wird 
eine neue Industrieanlage gebaut, dort führt die neue Autobahn nahe an 
einer Ortschaft vorbei, es werden Windkraftanlagen errichtet und Tage-
baurestlöcher werden zu neuen Erholungsgebieten entwickelt. Damit es 
zwischen diesen einzelnen Aktivitäten nicht zu Konflikten und darüber 
hinaus nicht zur Beeinträchtigung der Lebensumwelt kommt, bedarf es 
einer ordnenden Hand.

Diese Aufgabe nimmt die Raumordnung wahr. Sie stimmt Vorhaben aufeinander ab und koordiniert sie, um 
eine optimale Entwicklung des Landes und seiner Teilräume als Voraussetzung für gleichwertige Lebensbe-
dingungen zu erreichen. Raumordnung in Deutschland ist eine Aufgabe der öffentlichen Verwaltung und 
kann bereits auf eine lange Tradition zurückblicken. 

Im März 2011 ist der neue Landesentwicklungsplan für unser Land Sachsen-Anhalt in Kraft getreten. Er wur-
de nach einem umfangreichen Abstimmungsprozess unter breiter Beteiligung der Landkreise, der Städte 
und Gemeinden, von Kammern, Wirtschafts- und Umweltverbänden, Vereinen, öffentlichen Planungsträ-
gern, dem Landesparlament und auch der Öffentlichkeit erarbeitet und beschlossen. Damit ist mittelfristig 
ein Rahmen für die räumliche Entwicklung des Landes Sachsen-Anhalt aufgezeigt, der nunmehr durch die 
Fachplanungen umzusetzen ist und das Engagement aller gesellschaftlichen Kräfte im Land benötigt.

Mit der vorliegenden Broschüre möchte ich der interessierten Bevölkerung einen Überblick über Aufgaben 
und Ziele von Raumordnung und Landesentwicklung in Sachsen-Anhalt geben. Dabei soll auch erläutert 
werden, wer für die Raumordnung im Lande zuständig ist und was die Raumordnung macht, um ihre Ziele 
zu erreichen.

Thomas Webel
Minister für Landesentwicklung und Verkehr
des Landes Sachsen-Anhalt
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Haben Sie sich schon einmal gefragt, 
warum es nicht in jeder Stadt ein 
Krankenhaus, eine Hochschule oder 
ein Einkaufszentrum gibt? Sie werden 
vielleicht sagen, dass dies am Geld 
oder an der Größe des Ortes liegt. 
Und damit haben Sie nicht Unrecht. 
Aber wie wird darüber entschieden, 
welcher Ort ein Einkaufszentrum ha-
ben kann, welche Landschaftsteile 
des Landes besonders zu schützen 
und zu entwickeln sind. Oder wie 
wird der Verlauf einer neu zu bauen-
den Autobahn bestimmt? 

Der Raumordnung kommt hierbei 
eine wichtige Aufgabe zu. Sie stellt 
Raumordnungspläne auf, in welchen 
derartige Festlegungen getroffen 
werden.

In Sachsen-Anhalt leben ca. 2,3 Mio. 
Menschen auf einer Fläche von rund 
20.000 km2. Jeder Einzelne hat ganz 
eigene Vorstel lungen und Ansprüche 
an seine Lebensumwelt.

–  Der Unternehmer möchte ein 
neues Kiesabbaugebiet erschlie-
ßen oder eine neue Betriebsstät-
te bauen.

–  Der Urlauber will ein schönes, ru-
higes Erho lungsgebiet.

–  Die Familie möchte ein eigenes 
Heim.

–  Der Landwirt will eine zusam-
menhängende, ertragreiche Flä-
che bewirt schaften.

–  Die Bahn plant neue Strecken für 
ihre Kunden.

–  Der Geschäftsmann braucht ei-
nen Flughafen, die Industrie ei-
nen Hafen vor Ort.

–  Der Berufspendler braucht eine 
schnelle Verbindung zum Ar-
beitsort.

–  Eltern wollen die Schule für die 
Kinder nahe der Wohnung.

–  Der Naturschutzbund möchte ein 
Biotop bewahren.

–  Die Tiere brauchen einen gesun-
den Wald und den will der Förster 
auch.

Dies sind nur einige Beispiele. Hinzu 
kommen noch die Planungen und 
Vorhaben der Kommune, wie z.B. 
der Bau einer Umgehungsstraße, die 
Errichtung eines Einkaufszentrums 
oder eines Spaßbades. Aufgabe der 
Raumordnung ist es, diese vielschich-
tigen Ansprüche - ökonomische, öko-
logische und soziale - an den Raum zu 
koordinieren und aufeinander abzu-
stimmen und so das Gebiet Sachsen-
Anhalts optimal zu entwickeln und 
soweit wie möglich zu schützen. 

Die Raumordnung agiert dabei über-
örtlich, das heißt ihre Entwicklungs-
vorstellungen und Ziele beziehen sich 
auf einen räumlichen Bereich, der 
über den innerörtlichen Teil einer Ge-
meinde hinausgeht. Des Weiteren ist 
die Raumordnung eine fachübergrei-
fende Aufgabe, sie ist querschnitts-

Welche Aufgaben und Ziele hat die Raumordnung?
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orientiert und interdisziplinär. Das 
bedeutet, dass die Raumordnung für 
eine geordnete räumliche Entwick-
lung die Nutzungsansprüche, die an-
dere Fachplanungen haben, berück-
sichtigt und untereinander abwägt. 
Dies betrifft Fachplanungen wie den 
Städtebau, die Verkehrsplanung, die 
Landschaftsplanung, die Wasserwirt-
schaft oder die Schulentwicklungs-
planung.

Zu den grundlegenden Aufgaben der 
Raumordnung gehört die Sicherung 
der Daseinsvorsorge. Einrichtungen 
und Dienstleistungen der Daseinsvor-
sorge  sind z.B. die öffentlich nutzbare 
Verkehrsinfrastruktur, der öffentli-
che Personennahverkehr, die Gas-, 
Wasser- und Elektrizitätsversorgung, 
die Müll- und Abwasserbeseitigung, 
Bildungs- und Kultureinrichtungen 
sowie Krankenhäuser. Diese Einrich-
tungen und Dienstleistungen wer-
den mit Hilfe staatlicher Mittel er-
bracht und sollen eine angemessene 
Grundversorgung als Voraussetzung 
für gleichwertige Lebensverhältnis-
se und eine hohe Lebensqualität ge-
währleisten.  Die Raumordnung hat 
dabei die Aufgabe, die planerischen 
Voraussetzungen für eine gleichwer-
tige Versorgung mit diesen Einrich-
tungen und Dienstleistungen in allen 
Teilräumen des Landes zu schaffen. 
Sie hat sich den Fragen zu stellen, wie 
diese Einrichtungen über das Land 
zu verteilen sind, welche Gemeinde 

mit welchen Einrichtungen ausge-
stattet werden sollte, damit der ein-
zelne Bürger die Einrichtungen und 
Dienstleistungen im Rahmen eines 
vertretbaren Aufwandes erreichen 
bzw. in Anspruch nehmen kann. Ein 
wichtiges Instrument hierbei ist das 
System Zentraler Orte.

Bei der Entwicklung ihrer Ziele folgt 
die Raumordnung der Leitvorstellung 
von einer nachhaltigen räumlichen 
Entwicklung Sachsen-Anhalts. Nach-
haltig in diesem Sinne heißt, den 
nachfolgenden Generationen ausrei-
chende Entwicklungsmöglichkeiten 
zu erhalten. Dazu gehört vor allem 
eine pflegliche und vorsorgende Nut-
zung der Räume und Ressourcen.
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Zur Verwirklichung ihrer Aufgaben 
und zur Sicherung ihrer Ziele erar-
beitet die Raumordnung Raumord-
nungspläne und führt Raumord-
nungsverfahren durch. 

1. Die Planung

Für einen bestimmten Planungs-
raum werden zur Entwicklung, Ord-
nung und Sicherung dieses Raumes, 
insbesondere zu dessen Nutzungen 

und Funktionen Festlegungen in 
Raumordnungsplänen getroffen. Bei 
der Aufstellung dieser Pläne werden 
die verschiedensten Interessen und 
Ansprüche an den Raum, öffentliche 
und private Belange koordiniert und 
aufeinander angestimmt.
Welche Raumordnungspläne aufzu-
stellen sind, was sie beinhalten und 
wie das Verfahren zur Aufstellung der 
Pläne zu gestalten ist, ist im Landes-
planungsgesetz des Landes Sachsen-
Anhalt geregelt. 

Der Landesentwicklungsplan Sach-
sen-Anhalt (LEP) ist der Raumord-
nungsplan für das Gesamtgebiet des 
Landes Sachsen-Anhalt. Er wird von 
der obersten Landesplanungsbehör-
de,  das  ist   das  für   Raumordnung 
und Landesentwicklung zuständige 
Ministerium, aufgestellt und von der 
Landesregierung als Verordnung be-
schlossen. Der Landesentwicklungs-
plan stellt ein übergeordnetes, über-
örtliches und fachübergreifendes 
Konzept zur räumlichen Gesamtent-
wicklung des Landes dar und bein-
haltet die landesbedeutsamen Ziele 
und Grundsätze der Raumordnung. 

Der Regionale Entwicklungsplan 
(REP) ist der Raumordnungsplan für 
eine Planungsregion. Für Sachsen-
Anhalt sind im Landesplanungsge-
setz  fünf Planungsregionen festge-
legt. Dies sind die Regionen Altmark, 
Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg, Halle, 
Harz und Magdeburg. Die Aufstellung 
des Regionalen Entwicklungsplans 
für die jeweilige Planungsregion ist 
Aufgabe der Regionalen Planungsge-
meinschaft, dem Zusammenschluss 
der Landkreise und kreisfreien Städte 
der jeweiligen Region. Die Regionalen 
Entwicklungspläne werden aus dem 
Landesentwicklungsplan entwickelt, 
das heißt, die darin festgelegten Ziele 

Wie und womit erreicht die Raumordnung ihre Ziele?

Territorium Planungsebene Raumordnungspläne
Landesgebiet Landesplanung Landesentwicklungsplan
Planungsregion Regionalplanung Regionale Entwicklungspläne

bestimmte Teilräume Regionalplanung Regionale Teilgebiets-
entwicklungspläne
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und Grundsätze sind zu übernehmen 
und entsprechend den regionalen Be-
sonderheiten räumlich zu konkretisie-
ren und zu ergänzen. Die Regionalen 
Entwicklungspläne werden von der 
Regionalversammlung, welche sich 

aus Vertreterinnen und Vertretern der 
Landkreise, der Städte und Gemein-
den sowie der jeweiligen Planungs-
region zusammensetzt, beschlossen 
und der obersten Landesplanungsbe-
hörde zur Genehmigung vorgelegt.

Planungsregionen in 
Sachsen-Anhalt



10

Für bestimmte Teilräume, deren 
räumliche Entwicklung einen beson-
deren Handlungsbedarf erfordert, 
werden Regionale Teilgebietsent-
wicklungspläne (TEP) aufgestellt. 
Dies betrifft insbesondere die Gebie-
te, in denen mit der Förderung von 
Braunkohle begonnen werden soll 
oder die Förderung abgeschlossen 
und das Gebiet zu sanieren und zu 

rekultivieren ist. Die Regionalen Teil-
gebietsentwicklungspläne legen die 
Ziele und Grundsätze für die Entwick-
lung dieser Gebiete fest. 

In Sachsen-Anhalt sind für folgende 
Planungsräume Regionale Teilge-
bietsentwicklungspläne für Braun-
kohleaufschluss- oder –abschlussver-
fahren aufgestellt worden:

Planungsraum Amsdorf Planungsraum Harbke
Planungsraum Geiseltal Planungsraum Merseburg (Ost)
Planungsraum Goitzsche Planungsraum Nachterstedt
Planungsraum Gräfenhainichen Planungsraum Profen

Über die Raumordnungspläne hinaus 
stellen die Gemeinden Bauleitpläne 
(Flächennutzungs- und Bebauungs-
pläne) auf, die auf eine geordnete 
räumliche Entwicklung der Gemein-
de abzielen. Flächennutzungs- und 
Bebauungspläne gehören nicht zu 
den im Landesplanungsgesetz fest-
gelegten Raumordnungsplänen, aber 
sie konkretisieren und ergänzen die-
se für den Bereich der kommunalen 
Ebene. Die Aufstellung der Flächen-
nutzungs- und Bebauungspläne ba-
siert auf den rechtlichen Regelungen 
des Baugesetzbuchs. In den Bauleit-
plänen wird u.a. festgelegt, wo in der 
Gemeinde ein Gewerbegebiet, ein 
Sportplatz oder neue Eigenheime 
errichtet werden sollen bzw. werden 
können.

Landesentwicklungsplan, Regionaler 
Entwicklungsplan und Bauleitpläne 
unterscheiden sich in ihrer Detailliert-
heit. Je kleinräumiger die Planungs-
ebene ist, desto detaillierter sind 
die Planungen und Maßnahmen. So 
werden im Landesentwicklungsplan 
als übergeordnete und überörtliche 
Planung eher großräumige Aussagen 
getroffen. Im Bebauungsplan wird 
dagegen jedes Flurstück dargestellt. 
Es ergibt sich somit ein System, wel-
ches vom „Großen“ ins „Kleine“, also 
vom Land zur Gemeinde, immer ge-
nauere Angaben zur räumlichen Ent-
wicklung beinhaltet.
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Die Pläne der unterschiedlichen 
Ebenen stehen miteinander im Zu-
sammenhang. Die Regional en Ent-
wicklungspläne entstehen auf der 
Grundlage des Landesentwicklungs-
plans und ergänzen ihn um regionale 
Aussagen. Die Flächennutzungsplä-
ne der Gemeinden sind wiederum 
unter Beachtung der Festlegungen in 
den Raumordnungsplänen zu entwi-
ckeln. Die Bebauungspläne basieren 
auf den Flächen nutzungsplänen. Im 
Gegenzug dazu sind bei der Aufstel-
lung von Landes- und Regionalen 
Entwicklungsplänen die Entwick-
lungsziele der Gemeinden zu be-
rücksichtigen. Dies erfolgt dadurch, 
dass die Gemeinden die Möglichkeit 
haben, zum Entwurf des Landesent-

Landesentwicklungsplan Sachsen-
Anhalt; Ausschnitt aus der zeichneri-
schen Darstellung; 

Ausschnitt aus dem Flächennutzungs-
plan der Landeshauptstadt Magde-
burg

Regionaler Entwicklungsplan für die 
Planungsregion Anhalt-Bitterfeld-
Wit   tenberg; Ausschnitt aus der zeich-
nerischen Darstellung; 
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wicklungsplans eine Stellungnahme 
abzugeben bzw. bei der Erarbeitung 
des Entwurfs des Regionalen Ent-
wicklungsplans direkt mitzuwirken. 

Landesentwicklungsplan 
Sachsen-Anhalt

Der Landesentwicklungsplan (LEP) ist 
am 12. März 2011 in Kraft getreten.
Er umfasst einen Textteil und eine 
Karte im Maßstab 1:300.000. Text 
und Karte ergänzen sich gegenseitig 
und formulieren zusammen die Ziele 
und Grundsätze der Raumordnung.

Die Aufstellung des Landesentwick-
lungsplans erfolgt in einem mehrstu-
figen Verfahren unter umfassender 
Beteiligung der Landkreise, kreisfrei-
en Städte, Gemeinden, öffentlichen 
Planungsträger, Verbände und Verei-
nigungen. Deren Hinweise und Vor-

schläge sowie Einwendungen und 
Bedenken fließen in das Verfahren 
ein. Der Landesentwicklungsplan 
wird von der Landesregierung durch 
Verordnung beschlossen.

Ausgewählte Inhalte des Landesent-
wicklungsplans sind:

Daseinsvorsorge	

Ein wesentliches Ziel der Landespoli-
tik ist es, für die Bevölkerung gleich-
wertige Lebensbedingungen in allen 
Teilen des Landes zu entwickeln. Das 
bedeutet insbesondere, dass für alle 
Bürger der Zugang zu den Angebo-
ten der Daseinsvorsorge gewährleis-
tet wird. Verantwortlich dafür ist der 
Staat. Seine Aufgabe ist es Einrich-
tungen (z.B. Schulen, Universitäten, 
Krankenhäuser) und Leistungen (z.B. 
den öffentlichen Personennahver-

Was steht im Landesentwicklungsplan?

Der Textteil zum Landesentwicklungsplan 2010 umfasst vier Kapitel:
1.  Ziele und Grundsätze zur Entwicklung der Raumstruktur
2.  Ziele und Grundsätze zur Entwicklung der Siedlungsstruktur
3.  Ziele und Grundsätze zur Entwicklung der Standortpotentiale und 

der technischen Infrastruktur
4.  Ziele und Grundsätze zur Entwicklung der Freiraumstruktur
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kehr, die Versorgung mit Wasser und 
Energie oder die Entsorgung von Ab-
wasser und Abfall) in ausreichendem 
Maße und erreichbar für die Bevölke-
rung bereitzustellen bzw. vorzuhal-
ten. Damit das alles bezahlbar bleibt, 
muss der Staat jedoch nicht nur da-
rauf achten, dass die mit Steuergel-
dern finanzierten Leistungen der Da-
seinsvorsorge gut erreichbar genutzt 
werden können, sondern dass diese 
auch tragfähig sind.

Dies ist vor allem vor dem Hinter-
grund der Entwicklung der Bevölke-
rung in Sachsen-Anhalt nicht unpro-
blematisch. Seit Jahrzehnten nimmt 
die Zahl der hier lebenden Menschen 
ab. Insbesondere die jungen Men-
schen wandern ab. Es werden we-
niger Kinder geboren und der Anteil 
der Menschen im Rentenalter nimmt 
stark zu.

In der Folge werden u.a. weniger 
Schulen und mehr Pflegeeinrichtun-
gen für alte Menschen gebraucht.

Um die Daseinsvorsorge trotzdem 
gewährleisten zu können, ist eine 
Konzentration der notwendigen Ein-
richtungen in dafür geeigneten Orten 
erforderlich, die von der Bevölkerung 
im Einzugsbereich gut erreichbar 
sind. Die Orte, die die Aufgaben zur 
Erbringung der Leistungen der Da-
seinsvorsorge zu übernehmen ha-
ben, werden von der Landesplanung 

bestimmt. Das raumordnerische Ins-
trument dafür ist das Zentrale-Orte-
System.

Zentrale	Orte 

Zentrale Orte sollen wirtschaftliche, 
soziale, wissenschaftliche und kul-
turelle Aufgaben wahrnehmen, die 
über ihren eigenen örtlichen Bedarf 
hinausgehen. Es wird dabei unter-
schieden zwischen dem spezialisier-
ten höheren Bedarf, wie z.B. dem Be-
such des Theaters, dem gehobenen 
Bedarf, wozu das Vorhandensein 
einer Fachschule oder eines Gymna-
siums gehört, und dem Grundbedarf, 
wie etwa die Existenz einer Sekun-
darschule oder einer Arztpraxis. Die-
se Versorgungsfunktion sollen die 
Zentralen Orte sowohl für die eigene 
Bevölkerung als auch die Bevölkerung 
in einem bestimmten Einzugsbereich 
erfüllen. Dies erfordert unter ande-
rem eine gute Erreichbarkeit der Zen-
tralen Orte mit öffentlichen Verkehrs-
mitteln. Damit die Zentralen Orte 
ihren Aufgaben gerecht werden kön-
nen, werden diese gezielt ausgebaut 
und entwickelt. Hauptanliegen ist es, 
die Bürger in jedem Teil des Landes 
gleichwertig zu versorgen.

In Sachsen-Anhalt werden drei Stufen 
an Zentralen Orten unterschieden:
1. Oberzentren
2. Mittelzentren
3. Grundzentren



14



15

Die Festlegung eines Zentralen Ortes 
erfolgt nach der Einwohnerzahl im 
Verflechtungsbereich und in der Ge-
meinde selbst, der Ausstattung mit 
bestimmten Versorgungseinrichtun-
gen, der Erreichbarkeit mit öffentli-
chen Verkehrsmitteln und der Bedeu-
tung als Arbeitsstandort.

Im Landesentwicklungsplan Sach-
sen-Anhalt sind als Oberzentren die 
Orte Dessau, Halle und Magdeburg 
festgelegt. Als Oberzentren sollen sie 
über die Einrichtungen verfügen, die 
den spezialisierten höheren Bedarf 
der Bevölkerung ihres Einzugsberei-
ches abdecken. Dazu gehören u.a. 
Universität/Hochschule, Theater, Mu-
seen, Sportstadien, Einkaufszentren, 
Bundesautobahnanschluss, Spezial-
krankenhäuser.

Als Mittelzentren sind im Landesent-
wicklungsplan 22 Städte ausgewie-
sen. Es handelt sich dabei um jetzige 
und ehemalige Kreisstädte des Lan-
des. Diese Städte haben über ihre Ein-
richtungen den so genannten geho-
benen Bedarf abzudecken und sollen 
über Einrichtungen wie Fachschulen, 
Gymnasien, Kreisverwaltung, Sport-
plätze, Verbrauchermärkte und Kran-
kenhäuser verfügen.

Die Grundzentren werden in den 
Regionalen Entwicklungsplänen 
festgelegt. Ein Grundzentrum soll in 
der Regel mindestens 3.000 Einwoh-

ner haben. Aufgabe der Grundzen-
tren ist es, den Grundbedarf für die 
Versorgung der Bevölkerung zu ge-
währleisten. Typische Versorgungs-
einrichtungen sind Sekundarschule, 
Gemeindeverwaltung, Handelsein-
richtungen bis 800 m2 Verkaufsflä-
che, Ärzte und Apotheken.

Vorranggebiete	 und	 Vorrangstand-
orte;	Vorbehaltsgebiete

Im Landesentwicklungsplan und in 
den Regionalen Entwicklungsplänen 
werden Vorranggebiete und Vorrang-
standorte ausgewiesen. Damit sollen 
eine geordnete räumliche Entwick-
lung des Landes und der Regionen 
erreicht und Nutzungskonflikte aus-
geschlossen werden.  Vorranggebie-
te und Vorrangstandorte dienen der 
Sicherung bestimmter Schutz- oder 
Nutzungsfunktionen. So ist z.B. ein 
Gebiet vorrangig für den Schutz und 
die Entwicklung von Natur und Um-
welt, ein anderes vorrangig für die 
Gewinnung von Rohstoffen plane-
risch gesichert. Andere Nutzungen 
sind in diesem Gebiet nicht ausge-
schlossen, jedoch nur möglich, wenn 
diese der vorrangig festgelegten 
Funktion nicht entgegenstehen.
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Im Landesentwicklungsplan Sachsen-
Anhalt sind folgende Vorranggebiete 
und Vorrangstandorte ausgewiesen:

–  Vorranggebiete für Natur und 
Landschaft (z.B. Drömling, Hoch-
harz, Zeitzer Forst)

–  Vorranggebiete für Hochwasser-
schutz (u.a. Überschwemmungs-
gebiete an Elbe, Saale, Mulde und 
Havel)

–  Vorranggebiete für Wasserge-
winnung (z.B. Colbitz-Letzlinger 
Heide, Talsperrensystem Ostharz, 
Westfläming)

–  Vorranggebiete für Rohstoffge-
winnung (z.B. Kalisalzlagerstät-
te Zielitz, Sol- und Speicherfeld 
Staßfurt, Kalkstein Elbingerode/
Rübeland, Braunkohle Profen/
Domsen)

–  Vorranggebiete für militärische 
Nutzung (z.B. Truppenübungs-
platz Altmark)

–  Vorrangstandorte mit überge-
ordneter strategischer Bedeu-
tung (z.B. Magdeburg/Sülzetal, 
Stendal-Borstel, Weißenfels an 
der A9)

–  Vorrangstandorte für landesbe-
deutsame Industrie- und Gewer-
beflächen (z.B. Arneburg, Bitter-
feld/Wolfen)

–  Vorrangstandorte für landesbe-
deutsame Verkehrsanlagen (z.B. 
Güterverkehrszentrum Magde-
burg-Rothensee, Güterverkehrs-
zentrum Halle-Trotha)

Ergänzend zu den Vorranggebieten 
sind in den Raumordnungsplänen 
noch Vorbehaltsgebiete ausgewie-
sen. Im Gegensatz zu den Vorrang-
gebieten ist deren Funktion nicht ab-
schließend festgelegt, aber ihr ist bei 
einer Entscheidung über die Nutzung 
eines Gebietes besonderes Gewicht 
beizumessen.

	Gebiete	für	die	Nutzung	
von	Windenergie

Sachsen-Anhalt bietet ein hohes 
Windpotenzial und damit günsti-
ge Voraussetzungen für die Wind-
energienutzung. Die Errichtung von 
zahlreichen Windkraftanlagen im 
Land stellte die Raumordnung vor die 
Aufgabe, die Verteilung der Anlagen 
in geordnete Bahnen zu lenken. Das 
Hauptziel bestand insbesondere dar-
in, eine Konzentration von Windkraft-
anlagen in so genannten Windparks 
zu erreichen. Dies wird mit der Fest-
legung von Eignungsgebieten für die 
Nutzung von Windenergie erreicht. 
Die Errichtung von Windkraftanlagen 
außerhalb dieser Gebiete ist unzu-
lässig. Es wird zugleich sichergestellt, 
dass Unternehmen, die Windkraftan-
lagen errichten wollen, ausreichende 
Flächen angeboten werden können 
und der Einfluss, den diese Anlagen 
auf Mensch und Natur haben, räum-
lich in Grenzen gehalten wird. 
Die Festlegung der Eignungsgebiete 
erfolgt in den Regionalen Entwick-
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lungsplänen. Hier werden die Gebie-
te benannt und in der Karte räumlich 
konkret dargestellt. 

Sachsen-Anhalt hatte mit Stand vom 
31.12.2010 2.304 Windkraftanlagen 
mit einer Leistung von insgesamt 
3.509 MW. Damit nimmt unser Land 
im Bundesvergleich den 3. Platz ein.
Sachsen-Anhalt hat bundesweit 
den modernsten Anlagebestand mit  
einer Durchschnittsleistung von  
1,52 MW. Angesichts der inzwischen 
weitgehend belegten Flächen (ca. 2% 
der Landesfläche) wird die Landes-
regierung insbesondere das Repow-
ering (Ersatz von Altanlagen durch 
leistungsstärkere Anlagen) unter-
stützen.

Welche	Bedeutung	haben	die	in	den	
Raumordnungsplänen	 getroffenen	
Festlegungen	in	der	Praxis?

Die in einem Raumordnungsplan 
konkret festgelegten Ziele, wie die 
Einstufung einer Stadt als Mittelzen-
trum, die Festlegung eines Gebietes 
zur Rohstoffgewinnung oder der 
Ausbau einer Autobahn, stellen ver-
bindliche Vorgaben dar. Diese müs-
sen von allen öffentlichen Stellen be-
achtet werden. Raumbedeutsam ist 
eine Planung oder Maßnahme dann, 
wenn sie Fläche in Anspruch nimmt 
oder die räumliche Entwicklung eines 
Gebietes beeinflusst.

2.  Instrumente zur Sicherung der 
Raumordnung 

Raumordnungsverfahren

Um sicherzustellen, dass beabsichtig-
te Planungen oder Maßnahmen von 
öffentlichen oder privaten Trägern 
mit der koordinierten räumlichen 
Gesamtplanung des Landes und der 
Regionen (Landesentwicklungsplan, 
Regionaler Entwicklungsplan) in Ein-
klang stehen und sich untereinan-
der nicht beeinträchtigen, sind alle 
raumbedeutsamen Vorhaben lan-
desplanerisch abzustimmen. Dazu 
sind dem Landesverwaltungsamt als 
oberer Landesplanungsbehörde alle 
geplanten Vorhaben (Planungen und 
Maßnahmen) mitzuteilen. Bei Vor-
haben mit überörtlichen und raum-
bedeutsamen Auswirkungen, wie 
z.B. dem Bau von Strom- oder Gas-
leitungen, dem Bau von Bundesfern-
straßen oder Schienenstrecken, der 
Errichtung von Klär-  oder Müllver-
brennungsanlagen oder von Freizeit-
parks, wird zur Abstimmung mit den 
festgelegten Zielen und Grundsätzen 
der Raumordnung gemäß Landes- 
bzw. Regionalem Entwicklungsplan 
ein Raumordnungsverfahren durch-
geführt. Es ist ein behördeninternes 
Verfahren mit Öffentlichkeitsbetei-
ligung (über die jeweils betroffene 
Gemeinde). Das Raumordnungs-
verfahren ist der nachfolgend er-
forderlichen Genehmigung als Vor-
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aussetzung für die Realisierung des 
beabsichtigten Vorhabens vorge-
schaltet. Für die Durchführung ist das 
Landesverwaltungsamt zuständig. 
Das Raumordnungsverfahren ist in 
einem Zeitraum von höchstens sechs 
Monaten abzuschließen.

Wie das Raumordnungsverfahren 
durchzuführen ist, ist im Landespla-
nungsgesetz Sachsen-Anhalt gere-
gelt. Der Träger des Vorhabens (ein 
Investor oder eine Behörde) hat dem 
Landesverwaltungsamt die erforder-
lichen Unterlagen zur Beurteilung 
der Raum- und Umweltverträglich-
keit der beabsichtigten Planung oder 
Maßnahme vorzulegen. Alle von dem 
Vorhaben berührten Stellen, wie Ge-
meinden, Behörden, Vereinigungen 
und Verbände, werden vom Landes-
verwaltungsamt am Verfahren be-
teiligt. Der Bürger erfährt über die 
ortsübliche Bekanntmachung, z.B. die 
örtliche Tageszeitung oder einen Aus-
hang im Stadtplanungsamt, von der 
Durchführung des Raumordnungs-
verfahrens. Alle Beteiligten haben die 
Möglichkeit zu dem Vorhaben eine 
Stellungnahme abzugeben, die dann 
in weiteren Verfahren berücksichtigt 
wird.    Im  Ergebnis  kann  dies   dazu 
führen, dass der Vorhabensträger ge-
beten wird, seine Planung zu überar-
beiten. 

Das Raumordnungsverfahren wird 
mit einer landesplanerischen Be-

urteilung abgeschlossen. Diese be-
inhaltet die Feststellung, ob das 
geprüfte Vorhaben mit den Erfor-
dernissen der Raumordnung unter 
Berücksichtigung der Umweltbelan-
ge übereinstimmt oder mit Maßga-
ben in Übereinstimmung gebracht 
werden kann. Die landesplanerische 
Beurteilung hat in seiner Rechtswir-
kung gutachterlichen Charakter und 
ist von der Behörde, die die abschlie-
ßende Genehmigung erteilt, zu be-
rücksichtigen.

Beispielhaft für bisher durchgeführ-
te Raumordnungsverfahren sind u.a. 
die landesplanerischen Abstimmun-
gen für die 380-kV-Hochspannungs-
leitung Bad Lauchstädt-Vieselbach 
(Freistaat Thüringen), die Pipeline 
für chemische Produkte von Rostock 
nach Böhlen, die Südharzautobahn 
A38, die Nordharztrasse B6n, die 
Eisenbahnschnelltrasse Nürnberg-
Erfurt-Halle/Leipzig oder die Fortfüh-
rung der Bundesautobahn A14 über 
Stendal-Wittenberge in Richtung 
Schwerin zu nennen.

3.  Verwirklichung der  
Raumordnungspläne

Die Landesplanungsbehörden wirken 
entsprechend § 12 Landesplanungs-
gesetz auf die Verwirklichung der 
Raumordnungspläne (Landesent-
wicklungsplan, Regionale Entwick-
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lungspläne) hin. Dies erledigen sie, 
indem sie neben der Anwendung 
formeller Instrumenten zur Siche-
rung landesplanerischer Festlegun-
gen (Raumordnungsverfahren, lan-
desplanerische Stellungnahme), die 
raumordnerische Zusammenarbeit 
verschiedener öffentlichen Stellen 
und Personen des Privatrechts för-
dern. Dies wird durch verschiedene 
informelle Instrumente, wie Regiona-
le Entwicklungskonzepte, Städtenet-
ze oder aber der Informations- und 
Datenaustausch zur Raumbeobach-
tung, bewerkstelligt.

Instrument 
- Regionales Entwicklungskonzept - 

Beispiel: Dübener Heide

Die Initiative zur Erarbeitung ei-
nes Regionalen Entwicklungskon-
zeptes (REK) ging von den damali-
gen vier Landkreisen Wittenberg, 
Bitterfeld, Delitzsch und Torgau-
Oschatz aus. Mit der Erarbeitung 
des REK in den Jahren 2000/2001 
wurden die Voraussetzungen für 
eine kontinuierliche Zusammenar-
beit der beteiligten Landkreise und 
regionalen Akteure geschaffen. 
Das Regionale Entwicklungskon-
zept wird länderübergreifend zwi-
schen den Ländern Sachsen-Anhalt 
und Sachsen in der Dübener Heide 
umgesetzt.
Ziel des Regionalen Entwicklungs-
konzeptes ist es, die Zukunft der Re-
gion gemeinsam einvernehmlich zu 
gestalten und das bedeutende Na-
turpotenzial der Dübener Heide für 
eine wirtschaftliche und zugleich 
umweltverträgliche Entwicklung zu 
erschließen. Diese landesplanerische 
Gestaltungsaufgabe wird über ver-
schiedene konkrete Projekte deutlich. 
Eine besondere Herausforderung er-
gibt sich infolge der Zerschneidung 
der Dübener Heide durch die Landes-
grenze und die Aufteilung auf mehre-
re Landkreise. Die damit verbundenen 
unterschiedlichen Rechtsvorschriften, 
verschiedenen Organisationsstruktu-
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ren und Förderrichtlinien müssen ab-
gestimmt werden. Dass es möglich 
ist, diese vermeintlichen Hindernisse 
zu überwinden, zeigt sich in der kon-
tinuierlichen Zusammenarbeit der 
Landkreise.

Nach zehn Jahren Regionalem Ent-
wicklungskonzept Dübener Heide 
kann eine positive Bilanz gezogen 
werden. Den Zielstellungen des Re-
gionalisierungsprozesses folgend, 
hat das Regionale Entwicklungskon-
zept zu einer Mobilisierung der Ei-
genkräfte beigetragen und regionale 
Identität geschaffen. Die Akteure vor 
Ort bringen aktiv ihre Ideen in eine 
gemeinsame kreis- und länderüber-
greifende Entwicklung ein. Die Kon-
tinuität in der Zusammenarbeit wird 
durch die erfolgreiche Umsetzung 
zahlreicher Projektideen deutlich. 
Derzeit sind es ca. 50 Projekte, an de-
nen Partner aus beiden Ländern mit-
arbeiten. 
Es hat sich gezeigt, dass das Regiona-
le Entwicklungskonzept ein geeigne-
tes Instrument ist, um sich aktuellen 
Herausforderungen und neuen Ent-
wicklungen, wie den Auswirkungen 
des demografischen Wandels sowie 
den Veränderungen durch die Kreis- 
und Gemeindegebietsreformen, zu 
stellen. 

Die Dübener Heide ist beispielge-
bend dafür, dass Regionale Entwick-
lungskonzepte durch die vielfältigen 

Aktivitäten, die sie in der Region aus-
lösen zu einer erfolgreichen Regio-
nalentwicklung beitragen können.

Instrument - Städtenetz - 

Grundsätzlicher Leitgedanke von 
Städtenetzen ist es, Städte und wei-
tere regionale Akteure zusammenzu-
bringen, um die Kräfte für eine neue 
Qualität der Zusammenarbeit zu 
bündeln und durch nutzbringende 
Kooperation den Wettbewerb im Eu-
ropa der Regionen zu bestehen.

Städtenetze zielen fast immer auf 
die Überwindung von Hemmnissen 
durch administrative Grenzen, um 
so regionale Vorzüge in den Mittel-
punkt zu stellen. Sie können sich aber 
auch auf die innere Entwicklung der 
Städte beziehen, um durch Erfah-
rungsaustausch und gemeinsame 
Aktionen eine Stärkung der Wettbe-
werbsfähigkeit herbeizuführen. Oft 
bildet das Finden und Erschließen ge-
meinsamer Potentiale die Grundlage 
für die Vorbereitung und Umsetzung 
von Projekten oder die Realisierung 
von Veranstaltungen.

Mitglieder sind in erster Instanz die 
Städte. Darüber hinaus kann zur 
Stärkung der Kooperation über die 
Mitwirkung von interessierten Un-
ternehmen, Verbänden und Vereinen 
(wie Gewerbevereine, Tourismusver-
eine) sowie engagierten Bürgern die 
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Erhöhung des Unternehmer- und 
Bürgerengagements angestrebt wer-
den.

Basis für eine derartig freiwillige 
und informelle Zusammenarbeit 
ist eine abzuschließende Verein-
barung der betreffenden Städte, 
worüber oftmals Schwerpunktthe-
men bearbeitet werden, wie z.B.: 

–  die gemeinsame Entwicklung 
neuer Strategien und kreativer 
Lösungsansätze zur Bewältigung 
der Zukunftsaufgaben,

–  die gemeinsame Vermarktung 
der Städte mit ihren Kultur- und 
Wirtschaftspotentialen,

–  die gemeinsame Positionierung 
nach Außen gegenüber Land, Re-
gion und Bewohnern,

–  die Imagebildung nach Innen, 
d.h. Darstellung der Attraktivität 
für die Bevölkerung (z.B. für Schü-
ler, Studenten, Senioren),

–  die Entwicklung neuer Formen 
der Zusammenarbeit der kom-
munalen Verwaltungen,

–  die Stadt-Umland Kooperation 
(z.B. Wirtschaftsförderung, Tou-
rismus, Verkehr),

–  die Entwicklung von konkreten 
Projekten.

Beispiele derartiger Städtenetze sind 
in Sachsen-Anhalt das Städtenetz 
Altmark, die Städtekooperation Des-
sau-Roßlau – Lutherstadt Wittenberg 

– Bitterfeld-Wolfen – Köthen (Anhalt) 
oder das Städtedreieck Naumburg – 
Weißenfels - Zeitz mit dem Burgen-
landkreis.

Beispiel: 
Metropolregion Mitteldeutschland

Die Metropolregion Mitteldeutsch-
land ist ein polyzentrisches Städte-
netz, was sich über die Bundesländer 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thürin-
gen erstreckt. Im Netzwerk arbeiten 
die elf Städte Chemnitz, Dresden, 
Dessau-Roßlau, Erfurt, Gera, Halle, 
Jena, Leipzig, Magdeburg, Weimar 
und Zwickau zusammen. 

Grundlage für die kooperative Zu-
sammenarbeit dieser elf mitteldeut-
schen Städte sind, trotz aller Unver-
wechselbarkeit und Eigenständigkeit, 
die vielfältigen Gemeinsamkeiten. 
Sie beruhen auf den wirtschaftlichen 
Beziehungen in den traditionellen In-
dustriezweigen im mitteldeutschen 
Raum, wie dem Fahrzeug- und Ma-
schinenbau, der Chemie und Kunst-
stoffverarbeitung sowie gegenwärtig 
der Hochtechnologie und dem Be-
reich der Erneuerbaren Energien. Die 
Verbindung der Städte drückt sich 
auch durch die vielen kulturhistori-
schen und naturräumlichen Gege-
benheiten aus  und  begründet  letzt-
lich die Entwicklung und Umsetzung 
gemeinsamer Ziele. 
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Durch die kooperative Zusammenar-
beit erlangen die Mitgliedsstädte der 
Metropolregion gegenüber Politik 
und Verwaltung auf Bundes- und eu-
ropäischer Ebene mehr Gewicht. Zu-
gleich haben sie durch die Kooperati-
on mit weiteren regionalen Akteuren 
eine größere Chance, sich im interna-
tionalen Wettbewerb der Regionen 
positionieren zu können. Über dies 
eröffnet die Zusammenarbeit der 
Städte eine Möglichkeit, den aktuel-
len Herausforderungen, wie z.B. den 
Auswirkungen des demografischen 
Wandels auf Wissenschaft und Wirt-
schaft sowie insbesondere auf die Fa-
milien, besser begegnen zu können. 

Derzeit arbeiten fünf Arbeitsgrup-
pen (AG), bestehend aus Akteuren 
der Verwaltung, Wirtschaft, Kultur 
und Wissenschaft, an folgenden 
Handlungsfeldern und Projekten: 

–  einem Wissenschaftsatlas (AG 
Wirtschaft und Wissenschaft), 

–  einer Imagebroschüre (AG Kultur 
und Tourismus) 

–  der Erarbeitung und Weiterent-
wicklung von Leitlinien zur Fami-
lienfreundlichkeit (AG Familien-
freundlichkeit), 

–  der Teilnahme der Metropol-
region an einem von der Euro-
päischen Union geförderten 
INTERREG-Projekt Railway Hub 
Cities and TEN-T (RAILHUC)  
(AG Verkehr und Mobilität),

–  der Umsetzung von Teilprojek-
ten zur Partnerschaft der Stadt-
regionen im Rahmen des For-
schungsprogramms des vom 
Bundesministerium für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung 
und Bundesinstitut für Bau-, 
Stadt- und Raumforschung ge-
förderten Modellvorhabens 
der Raumordnung (MORO)  
(AG Überregionale Kooperation).

Die fachlich zuständigen Ministeri-
en der drei mitteldeutschen Länder 
begrüßen diese kooperative Zusam-
menarbeit in der Metropolregion 
Mitteldeutschland. Sie unterstützen, 
dass die elf Städte mit geeigneten 
Vorhaben und Projekten auch die Ge-
biete zwischen den Städten einbin-
den und somit die Entwicklung der 
grenzüberschreitenden Region beför-
dern und ausgestalten wollen.
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Instrument - Raumordnungskataster 
und Raumbeobachtung -

Das Landesverwaltungsamt führt 
ein Raumordnungskataster, ein 
Informationssystem, in welchem 
raumbedeutsame Planungen und 
Maßnahmen verzeichnet sind. Auf 
der Grundlage der Eintragungen im 
Raumordnungskataster ist zu erken-
nen, ob neue Planungen mit bereits 
bestehenden konkurrieren oder die-
sen entgegenstehen. Jeder Bürger, 
Unternehmer, Verband oder Verein 

kann bei raumbedeutsamen Fragen 
und Vorhaben beim Landesverwal-
tungsamt Auskünfte einholen, sich 
informieren und beraten lassen. Die 
Einsichtnahme in das Raumord-
nungskataster bietet dem Planungs-
träger die Möglichkeit, sich schon 
frühzeitig darüber zu informieren, ob 
sein Vorhaben von anderen Planun-
gen berührt ist. Dies kann eine wert-
volle, oft Kosten sparende Hilfe sein.

Die Raumbeobachtung ist ein weite-
res Instrument der Raumordnung. Sie 

Bauleitplanung
Planungsgebiet Magdeburg
Auszug aus dem Raumordnungskataster
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ist eine wichtige Grundlage für die 
Aufstellung der Grundsätze und Zie-
le der Raumordnung, denn dies setzt 
eine fundierte Kenntnis der gege-
benen Situation und der möglichen 
weiteren Entwicklung voraus, und sie 
dient der Kontrolle der räumlichen 
Entwicklung des Landes. Von dem für 
Raumordnung und Landesentwick-
lung zuständigen Ministerium, dem 
Landesverwaltungsamt und den Re-
gionalen Planungsgemeinschaften 
werden fortlaufend raumbedeutsa-
me Einzelereignisse und Entwicklun-
gen erfasst und bewertet. 
 
Eine wichtige Arbeitsgrundlage stellt 
das bei der obersten Landesplanungs-
behörde geführte Raumbeobach-
tungssystem (RABE) dar, in welchem 
die wichtigsten raumrelevanten 
Daten anderer Erfassungsstellen, 
wie dem Statistischen Landesamt, 
gesammelt und ausgewertet wer-
den. Zu den raumrelevanten Daten 
gehören Daten zur Bevölkerungs- 
und Wirtschaftsentwicklung, zum 
Arbeitsmarkt, zum Wohnungs- und 
Städtebau, zu Bildung und Gesund-
heit. Die Raumbeobachtung gewähr-
leistet darüber hinaus eine qualifi-
zierte Politikberatung.

Bevölkerungsentwicklung in Sachsen-Anhalt 1990 bis 2006
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Sachsen-Anhalt im Demografischen Wandel 
– Bewältigung der Herausforderungen 
Das Land Sachsen-Anhalt hatte 
am 31.12.2010 eine Bevölkerung von 
2.335.006 Einwohnern. Die Bevöl-
kerungsentwicklung unseres Lan-
des wird von einem anhaltenden 
Bevölkerungsrückgang bestimmt. 
Somit ist die Zahl der Einwohner 
seit der Neugründung des Landes 
um ca. 540.000 zurückgegangen. 
Das bedeutet einen Bevölkerungs-
verlust von 19 %. Entsprechend den 
aktuellen Bevölkerungsprognosen 
wird der Bevölkerungsrückgang für 
Sachsen-Anhalt auch weiterhin an-
halten.

Bestimmend für diese Entwicklung 
sind zwei Faktoren, das hohe Gebur-
tendefizit und die Wanderungsver-
luste.

Das hohe Geburtendefizit, das be-
deutet die Zahl der Geborenen ist 
weitaus geringer als die Zahl der 
Gestorbenen, prägt seit dem drasti-
schen Geburteneinbruch nach 1990 
die demografische Entwicklung des 
Landes. In den letzten Jahren lag das 
Geburtendefizit bei durchschnitt-
lich 12.000 weniger Geburten im 
Vergleich zur Zahl der Gestorbenen.  

 

25.000 20.000 15.000 10.000 5.000 0 5.000 10.000 15.000 20.000 25.000

1

6

11

16

21

26

31

36

41

46

51

56

61

66

71

76

81

86

91

96

101

Alter

"Pillenknick"

Wiedervereinigung

Ende 2. Weltkrieg

Anzahl Männer Anzahl Frauen

Lebensbaum Sachen-Anhalt 1990

25.000 20.000 15.000 10.000 5.000 0 5.000 10.000 15.000 20.000 25.000

1

6

11

16

21

26

31

36

41

46

51

56

61

66

71

76

81

86

91

96

101

Lebensbaum Sachsen-Anhalt 2025 (Prognose)  
Alter

männlich
weiblich

Wiedervereinigung

Ende 2. Weltkrieg

"Pillenknick"

Anzahl Männer Anzahl Frauen

Veränderung der Altersstruktur 1990 bis 2025



27

In Sachsen-Anhalt beträgt derzeit die 
Zahl der geborenen Kinder je Frau 1,38 
- das sind zu wenig, um die jeweilige 
Elterngeneration zu ersetzen. Die Be-
standserhaltung der Bevölkerung ist 
damit nicht gewährleistet und die Zahl 
der Einwohner geht weiter zurück. Für 
die Zukunft sind gemäß der aktuel-
len Bevölkerungsprognose (2008 bis 
2025) weiterhin sinkende Geburten-
zahlen zu erwarten. Dies ist im hohen 
Maße auf die geburtenschwachen 
Jahrgänge nach 1990 zurückzuführen. 
Zukünftig wird das anhaltende Gebur-
tendefizit  den Hauptanteil am Bevöl-
kerungsrückgang ausmachen.

Die Bevölkerungsverluste des Lan-
des werden darüber hinaus vom 
Wanderungsgeschehen bestimmt. 
Mit dem Öffnen der DDR-Grenze 
setzte zunächst eine enorme Ost-
West-Migration ein, welche zu gro-
ßen Wanderungsverlusten für das 
Land führte. Mitte  der 1990er Jahre 
ebbte diese Entwicklung wieder ab. 
In der Zeit von 1993 bis 1996 war für 
das Land eine ausgeglichene Wande-
rungsbilanz zu verzeichnen. Gegen 
Ende der 1990er Jahre verstärkten 
sich die Abwanderungen wieder und 
bis heute halten die Wanderungsver-
luste an. Für das Jahr 2010 betrug der 
Wanderungssaldo – 7.810 Personen. 
Besonderes Augenmerk ist dabei auf 
die Altersgruppe der 15 bis 24jährigen 
zu richten, deren Anteil am Wande-
rungssaldo bei 25 Prozent lag.

Bereits im Jahr 2005 hat die Landes-
regierung ein Handlungskonzept zur 
„Nachhaltigen Bevölkerungspolitik 
in Sachsen-Anhalt“ beschlossen. Es 
beinhaltet die Schwerpunkte des 
Handelns der Landesregierung zur 
Bewältigung der Folgen der demo-
grafischen Entwicklung. Das Hand-
lungskonzept wurde seit 2005 mehr-
mals aktualisiert und im Februar 2011 
in grundlegend überarbeiteter Form 
vorgelegt. War das Handlungskon-
zept zuvor auf Maßnahmen zur An-
passung an die veränderten Verhält-
nisse ausgerichtet, so orientiert das 
Handlungskonzept 2010 darauf, den 
demografischen Wandel als Chance 
für zukunftsweisende Veränderun-
gen zu nutzen. Zentrale Elemente 
sind der wirtschaftliche Aufbau, die 
Stärkung der Familie, hochwertige 
Bildung und Ausbildung sowie die 
zukünftige Rolle der Senioren.

Zur Koordinierung der Demografie-
politik der Landesregierung wurde im 
Ministerium für Landesentwicklung 
und Verkehr eine Stabsstelle Demo-
grafischer Wandel und Prognosen 
eingerichtet. Ihr obliegt insbesonde-
re die ressortübergreifende Abstim-
mung.

Im März 2010 wurde durch Berufung 
von 21 Fachleuten ein Demografie-
Beirat geschaffen, welcher die Lan-
desregierung in allen politischen und 
gesellschaftlichen Fragen des Demo-
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grafischen Wandels berät. Auf Initi-
ative des Demografie-Beirates wird 
im September 2011 eine Demografie-
Allianz eingerichtet. Unter dem Dach 
der Demografie-Allianz sollen Insti-
tutionen, aber auch die vielfältig im 
Land vorhandenen Initiativen und 
Aktivitäten zum Mitwirken an der Be-
wältigung und positiven Gestaltung 
des Wandels zusammengeführt wer-
den. 

2010 hat Sachsen-Anhalt erstmals 
eine „Richtlinie zur Förderung von 
Maßnahmen für die Gestaltung des 
Demografischen Wandels und zur 
Förderung der Regionalentwicklung 
in Sachsen-Anhalt“ aufgelegt. Mit 
Hilfe dieser Richtlinie sollen vor allem 
Kommunen, Vereine und Verbände 
bei Projekten unterstützt werden, 
die zur Bewältigung der Probleme, 
die sich aus der demografischen Ent-
wicklung ergeben, beitragen. Geför-
dert werden u.a. Projekte mit alter-
nativen Lösungen zur Sicherung der 
Versorgung, zur Anpassung der Infra-
struktur, zur Angebotsverbesserung, 
Projekte zur Jugendarbeit und zur 
beruflichen Orientierung, die der Ab-
wanderung junger Menschen entge-
genwirken. Dabei werden insbeson-
dere Projekte in strukturschwachen 
und dünn besiedelten ländlichen Re-
gionen des Landes gefördert.

Der Demografische Wandel mit sei-
nen Auswirkungen stellt auch andere 

Regionen Europas vor große Heraus-
forderungen. Viele Regionen in Eu-
ropa sind von der Überalterung der 
Bevölkerung und der Abwanderung 
junger Leute betroffen. Sachsen-An-
halt arbeitet auf europäischer Ebene 
mit anderen Regionen in Projekten 
zusammen, um auf dem Wege des 
Erfahrungsaustausches, der Koope-
ration und der Entwicklung von Maß-
nahmen gemeinsam nach Lösungen 
zur Bewältigung der Folgen des De-
mografischen Wandels zu suchen. 
Ein solches transnationales Projekt 
ist YURA. Sachsen-Anhalt arbeitet 
hier mit Regionen aus Österreich, 
der Tschechischen Republik, Italien, 
Ungarn und Polen zusammen. Im 
Mittelpunkt des Projektes steht die 
Abwanderung junger Menschen. 
Für Sachsen-Anhalt ist im Rahmen 
des Projektes speziell die Problema-
tik des zu erwartenden Mangels an 
qualifizierten jungen Menschen von 
Interesse. Ein weiteres Projekt ist SE-
MIGRA, welches sich mit den Folgen 
der überdurchschnittlichen Abwan-
derung junger, gut ausgebildeter 
Frauen befasst. Projektpartner sind 
Regionen aus Finnland, Schweden 
und Ungarn.

Im Jahr 2012 wird die Bundesre-
gierung eine ressortübergreifende 
Demografie-Strategie vorlegen. Ziel-
setzung ist es, die mit dem Demo-
grafischen Wandel verbundenen 
Chancen sichtbar zu machen und 
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Leitlinien für eine koordinierte De-
mografiepolitik der Bundesregierung 
zu entwickeln. Sachsen-Anhalt wirkt, 
basierend auf seinen Erfahrungen im 
Umgang mit den Folgen des Demo-
grafischen Wandels, aktiv an der Ent-
wicklung der Demografie-Strategie 
mit. Im Rahmen des Prozesses zur 
Aufstellung der Demografie-Strate-
gie hat die Bundesregierung in den 
Bundesländern Modellvorhaben in-
itiiert. Die Verbandsgemeinde Beet-
zendorf-Diesdorf im Altmarkkreis 
Salzwedel führt im Rahmen eines 
solchen Modellvorhabens das Projekt  
„Systemwechsel in der Finanzierung 
der Kindertagesstätten“ durch. Das 
Ministerium für Landesentwicklung 
und Verkehr Sachsen-Anhalts unter-
stützt das Projekt sowohl finanziell 
als auch durch fachliche Begleitung.

Damit sich auch Bürgerinnen und 
Bürger umfassend sowohl über 
die vielfältigen demografiepoliti-
schen Maßnahmen und Aktivitäten 
der Landesregierung als auch über 
die aktuellen Zahlen zur Bevölke-
rungsentwicklung  informieren kön-
nen, wurde ein Demografie-Portal 
Sachsen-Anhalt eingerichtet. Unter 
www.demografie.sachsen-anhalt.de 
stehen umfassende Informationen 
zur Verfügung und bestehen Mög-
lichkeiten zum Dialog.

Sachsen-Anhalt im Demografi schen Wandel

Unbenannt-2   1 13.01.11   08:35
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Anschriften bei Fragen zur Raumordnung und 
Landesentwicklung
Weitere Informationen zur Raumord-
nung und Landesentwicklung erhal-
ten Sie unter folgenden Anschriften 
und im Internet:

Ministerium für Landesentwicklung 
und Verkehr 
des Landes Sachsen-Anhalt 
Postfach 3653 
39011 Magdeburg
www.mlv.sachsen-anhalt.de

Landesverwaltungsamt des Landes 
Sachsen-Anhalt
Ernst-Kamieth-Str. 2
06112 Halle (Saale)
www.landesverwaltungsamt.
sachsen-anhalt.de

Geschäftsstelle der
Regionalen Planungsgemeinschaft 
Halle
Willi-Brundert-Str. 4
06132 Halle (Saale)
www.regionale-planung.de/halle/
index.htm

Geschäftsstelle der
Regionalen Planungsgemeinschaft 
Magdeburg
Julius-Bremer-Str. 10
39104 Magdeburg
www.regionmagdeburg.de

Geschäftsstelle der
Regionalen Planungsgemeinschaft 
Altmark
Ackerstraße 13
29410 Salzwedel 
www.die-altmark-mittendrin.de/
repla/index.htm

Geschäftsstelle der
Regionalen Planungsgemeinschaft 
Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg
Am Flugplatz 1
06366 Köthen (Anhalt)
www.regionale-planungsgemein-
schaft-anhalt-bitterfeld- 
wittenberg.de/

Geschäftsstelle der 
Regionalen Planungsgemeinschaft 
Harz
Am Schiffbleek 3
06484 Quedlinburg
www.regionale-planung.de/harz/
index.htm

Die Online-Version dieser Broschü-
re, den Landesentwicklungsplan des 
Landes Sachsen-Anhalt und das Lan-
desplanungsgesetz Sachsen-Anhalt 
finden Sie im Internet unter

www.mlv.sachsen-anhalt.de
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